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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

04.09.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2024/17/0068 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/03/0092 B 20. März 2018 RS 15 

Stammrechtssatz 

§ 5 Abs. 1 zweiter Satz VStG verlangt bei Ungehorsamsdelikten von einer beschuldigten Person, von sich 
aus initiativ glaubhaft zu machen, dass sie an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden 
trifft. Der Gesetzgeber vermutet in einem solchen Fall die Schuld bis zur Glaubhaftmachung des 
Gegenteiles durch den Beschuldigten. Das Verschulden wird nach der genannten gesetzlichen 
Bestimmung widerleglich vermutet, wobei (zum Unterschied vom Beweis, der in der Herbeiführung eines 
behördlichen Urteils über die Gewissheit des Vorliegens einer entscheidungsrelevanten Tatsache besteht) 
hier zur Erleichterung für die beschuldigte Person die Herbeiführung eines Urteiles über die 
Wahrscheinlichkeit einer Tatsache genügt (vgl. VwGH 30.10.1991, 91/09/0060). 
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